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DieneueWohnbausteuer.
ImFinanzausschusswurdeheute die Generaldebatteüber dasneue

Wohnbausteuergesetzabgeführt .Stadtrat Breitner verwieseingehenddarauf ,
dasses nachdenausserordentlichgrossenAbstrichenamGemeindebudget
unerlässlich gewordensei ,eine neue Einnahmezu erschliessen ,umdie
für alle Gewerbeso bolebendeWohnbautätigkeitentsprechenderweitern
zukönnen .DerWirtschaftskrisewurdebeiAusarbeitungdesGesetzesweitest.
gehendRechnunggetragen .Vor allem dadurch ,dass 90 Prozent aller Steuer¬
trägerüberhauptvonjederBelastungfreibleibenunddassbei denGeschäf-¬
ten ,Büros ,FabrikenundWerkstättendiein denhöchstenStufeneintreten-¬
deVerdoppelungmiteinemBetragvon250Schillingmonatlichbegrenztwurde .

In deranschliessendenDebatteverwiesGR. AngermayeraufdievielzuknapgeFrist ,diedemAusschussfürseineBeratunggesetztworden
sei ,wodurches unmöglichgemachtwurde ,sich mit allen EinzelheitenderVorlagebekanntzumachen.Esmüssedie Befürchtunggehegtwerden ,dassdie
ErhöhungderWohnbausteuerdenAnstosszuEntlassungengebenwerde ,zumal
bei sehr vielen Stadtgeschäften diewirtschaftliche Lage bereits eine sehr
ungünstigegewordenist .SoweitdieSteuersichaufWohnungenmitUnter¬
mietenbeziehe ,sei eineUeberwälzungaufdiesezugewärtigen,wodurch
die schonjetzt sehr hohenZahlungendieser Kategorieeine weitereVer¬stärkung erfahren werden .

GR. Stögerführteaus ,dassschonbeiderjetzt geltendenSteuer
sehrvieleGeschäftsleuteundWohnungsinhabergezwungenseien ,Unterteilun¬
gen vorzunehmen ,unddass dies insbesonderein der Inneren Stadtseines
Wissensin einemhohenMasseder Fallsei .

GR. Krammerverwiesauf jene Teile der Beamtenschaft ,dieaus
früherenbesserenZeitennocheinegrössereWohnunginnehaben,anihr
hängenunddurchdieSteuererhöhunghartgetroffenwerden.Esmüsseauchdaranerinnert werden ,dass die PrivatschulenundauchsolchevonKongrega¬
tionenin ganzungerechtigterWeisezur Zahlungherangezogenwerden .Die
GemeindeerfahredurchdiesePrivatschuleneinewesentlicheEntlastung
bei ihremeigenenAufwandundsollte ,statt vondiesen ObjektenSteuern
einzuheben ,sie eigentlich pro Schülerangemessensubventionteren .Soweit
es sich selbst umGrosswohnungenhandle ,werdedie Steuer prohobitivwirken
eine Abwanderung von Wien zur Folge haben und alle jene Kreise schädigen ,
die aus diesemAufwandsonst Nutzenziehen .

GR. Uebelhörlegt dar ,dassgeradeunterdengegenwärtigenVer-¬hältnissen eszwi ngendnotwendigsei ,die Gestehungskostenzusenken .VjgDurchdiese - werde gerade das Gegenteil bewirkt .Wennauchnicht
verkanntwerdensoll ,dassdurchdenWohnbaueineBelebungderWirtschafthervorgerufenwird ,so wäredies aberviel zuteuererkauft .

St . . Biberverwies darauf ,dass eine Beurteilung der Erträglich¬
keit derin AussichtgenommenenSteuersätzenurdannmöglichwäre ,wenndem
AusschusseinegenaueListealler betroffenenZensitenvorgelegtwerdenkaul.A .

» Esmüsseauchhervorge ““werden ,dass die ErhöhungderWohnbau¬
steuer ,die eine bevorrechtete Forderung darstellt ,sich bei allen Aus¬
gleichen noch unerwünschterals bisher geltend machenwerde .Aufdiese
WeisekommenregelmässigdiewahrenGläubigerzuSchaden.Vomsozialen
Standpunkteauswäreauchzufordern,dassbeidengrösserenWohnungendie865
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Wohnungsdichteberücksichtigtwerde .Essei docheinganzwesentlicher
UntersahiedimAufwand,obeinekinderreicheFamilieodereinJunggeselle
mehrereRäumefür sich in Anspruchnimmt .DerRednerführt dannnoch
eingehendaus ,dass der WienerLandtagüber diese Vorlagenichtallein
entscheidenkönne ,da der RegierungimSinnedesFinanzverfassungsgesetzes
beieinerSteuerbelastungvonmehrals14ProzentfürdaseinzelneObjekt
dasEinspruchsrechtzustehe.AusdiesemGrundewerdeesnotwendigsein,
noch wesentliche Aenderungenverzunehmen .

St . . Breitnererwiderteeingehendauf die vorgebrachtenBedenken.
VonirgendeinerkatastrophalenWirkungkönneganzundgarnichtgesprochen

werdenund auch ein Personalabbauaus demTitel der Wohnbausteuersei in
Wirklichkeitvollkommenunbegründet .Jedenfallsstehedemgegenüberals
unbedingterVorteildie Tatsache ,dassmitdemErtragderWohnbausteuer
3000bis looo Arbeiterganzjährigbeschäftigt undmehrals 1000neueWoh¬
nungenhergestellt werdenkönnen .Wasdie EinspruchsmöglichkeitderRe¬
gierunganlangt ,so handeltes sichkeineswegsumeinezwingendeVerfassung
bestimmung ,sondernnur umein Rechtder Regierung .Bei einer ganzenRei¬
he vonSteuererhöhungenin denBundesländernwurdeschonbis zu 28Prozent
gegangen ,ohnedassdie RegierungeinenEinsprucherhobenhätte .Sollte
siedieswiderErwartengegenüberderWienerVorlagetunundeineAusnah-¬mebehandlungeintretenlassen ,so wäreebenauchdie Regierungdafürver¬

antwortlich ,wennzur SicherungdesnotwendigenSteuerertrageseinweniger
sozialerStufenaufbauals derjetzt geplanteplatzgreifenmüsste .Dieab¬lehnende Haltung der Minderheit sei umsomehr zu bedauern ,als bei der

BeratungdesBudgetsanierungsgesetzesdesBundesimOktoberdiesesJahres
die sozialdemokratischeMinderheitimNationalratunterHintanstellung
aller parteimässigenBedenkenfür dieses Gesetzgestimmthabe ,daseine
FüllevonunangenehmstenBelastungengebrachthabe .Sobeispielsweise
ausserder so bedauerlichenKürzungder BezügederBundesangestellten
die Krisenstauerschonbei einemEinkommenvonmehrals 2400Schilling ,
diedrückendenZuschlägezurBiersteuerundZuckersteuer,dieErhöhung
der Benzinsteuer ,die Kraftwagenverkahrssteuer .St .. Breitnergibtder
ErwartungAusdruck ,dassauchdie MinderheitimGemeinderatangesichts
der so schwierigen Verhältnisse die gleiche Haltung einnehmen undeine
einmütige Beschlussfassung ermöglichen werde .
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